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Bankenregulierung –  
nicht mit  
heisser Nadel stricken
Im Hinblick auf die bevorstehende Sondersession zum 
Niedergang der CS lohnt sich eine genaue Analyse.  
Die Politik muss den Sachverhalt genau kennen,  
bevor sie aktiv wird. Von Beat Brechbühl und Henry Peter

Der staats- und ordnungspolitische GAU – erneut 
musste der Staat einer systemrelevanten Bank unter 
Einsatz von Notrecht zu Hilfe eilen – in Kombina-
tion mit Wut und Enttäuschung über das jahrelange 
Gebaren des Topmanagements unserer «Schwei-
zer Kreditanstalt» und den bevorstehenden Wah-
len droht als Brandbeschleuniger für publikums-
wirksame Schnellschüsse in der Sondersession des 
Parlaments zu wirken.

Zuerst die Analyse

Das Ziel der anstehenden Aufarbeitung des Falls 
muss die Benennung des Elefanten im Raum sein: 
Können schlingernde Banken, ob systemrele-
vant oder nicht, in Zukunft überhaupt noch ab-
gewickelt werden? Und daran anschliessend: An 
welchen regulatorischen Stellschrauben müssen 
wir drehen, um gegen die nächste Finanzmarkt-
krise gewappnet zu sein (denn diese kommt be-
stimmt und wird anders sein als die bisherigen), 
ohne die ganze Branche noch enger ins Bürokra-
tiekorsett zu zwängen?

Es lohnt sich, schrittweise vorzugehen. Erstens 
liegt die genaue Sachverhaltsabklärung im Interesse 
von uns allen – nicht als politisches Schaulaufen, 
sondern als Grundlage für künftiges adäquates Kri-
senmanagement. So wäre es beispielsweise für die 
künftige Regulierung relevant, zu wissen, ob das CS-
Drama wirklich nur durch Liquiditäts- und Vertrau-
ensprobleme ausgelöst wurde, wie das immer wieder 
gesagt wird, oder ob auch Eigenkapital- und Risiko-
managementthemen eine wichtige Rolle spielten.

Weiter ist zu klären, ob die Verantwortlichkeiten 
zwischen Bund, SNB und Finma klar und richtig ab-
gegrenzt sind und ob insbesondere die Finma das 
Richtige tut. Das hat nichts mit Ressourcen zu tun – 
die Finma verfügt über viel kompetentes und gut-
bezahltes Personal –, vielmehr mit ihrer Allokation, 
dem Fokus und dem angewandten Instrumentarium.

Es scheint jedenfalls so, dass die Finma angesichts 
der unzähligen Klein-Klein-Einmischungen in un-
problematische Unternehmen das wirklich grosse 
Risiko nicht mehr gesehen und zu spät reagiert 
hat. Hätte z. B. eine Orientierung an der Entwick-
lung von Credit Default Swaps der Credit Suisse 
nicht bereits im Oktober 2022 oder spätestens im 
Januar 2023 zur Intervention führen müssen? Wären 
dannzumal Alternativen ohne Einbezug des Steuer-
zahlers als Garanten möglich gewesen, so insbeson-
dere der Verkauf des US-Geschäfts an einen Fonds, 
was von der Finma offenbar gestoppt wurde?

Schliesslich ist zu analysieren, warum die eigens 
für solche Fälle gezimmerte Too-big-to-fail-Regulie-
rung (systemrelevante Schweizer Bank retten, Rest 
untergehen lassen) nicht gegriffen hat. Handelt es 
sich hierbei um eine «nationale Schönwetterregulie-
rung», und ist das Konzept in nervösen Märkten von 
vornherein zum Scheitern verurteilt, weil andere 
Länder wie die USA, das Vereinigte Königreich oder 
sogar Frankreich unweigerlich Einspruch erheben 
(was sie offensichtlich auch getan haben)? Weil sie 
die negativen Effekte des Untergangs des Nicht-
Schweizer-Teils nicht akzeptieren können und weil 
eine Krise des internationalen Finanzsystems durch 
die Hintertür auch die Schweiz betreffen würde?

Erst wenn Klarheit über diese zentralen Fra-
gen herrscht, sollte der Gesetzgeber aktiv werden 
mit dem Ziel einer smarten Bankenregulierung, die 
weder im Laissez-faire mündet noch das Kind mit 
dem Bade ausschüttet und den Schweizer Banken 
im Wettbewerb schadet.

UBS in der Verantwortung

Möglicherweise führt die genaue Analyse dazu, dass 
es für die künftige Too-big-to-fail-Regulierung keine 
Quote für Schweizer Manager braucht, weil Swiss-
ness als wichtiges Alleinstellungsmerkmal auch ohne 
Zwang (wieder) vermehrt Einzug in die Teppich-
etagen der Banken hält, wie die Berufung von Sergio 
Ermotti zum neuen CEO gezeigt hat. Vielleicht zeigt 
die Analyse auch, dass kein Trennbankensystem ein-
zuführen ist, weil eine erzwungene Abspaltung des 
Investment Banking nicht automatisch mit einer 
Risikoreduktion für die Öffentlichkeit einhergeht.

Vielleicht reift die Erkenntnis, dass es einerseits 
wenige konkrete Anpassungen braucht in Bezug 
auf marktnahe Warn- und Interventionssignale und 
Liquiditätsgarantie-Instrumente (z. B. um den «public 
liquidity backstop» rasch demokratisch zu legitimie-
ren) und dass man sich andererseits vertieft mit der 
Eingangsfrage auseinandersetzt, ob grössere Banken 
überhaupt noch abgewickelt werden können – und 
was dies für die Bankenregulierung heisst.

Dazu kommt, dass sich die Emotionen dannzumal 
etwas gelegt haben dürften. Dafür kann und muss 
auch die neue UBS sorgen, bei der Auswahl und bei 
der Entlöhnung der Führungskräfte. Denn am Ende 
sind es nicht Gesetze und Regulierungen, die über 
Erfolg und Nachhaltigkeit des Geschäftsmodells 
entscheiden, sondern Menschen mit unternehme-
rischer Verantwortung und einem Wertekompass.

Beat Brechbühl und Henry Peter sind Partner der An-
waltskanzlei Kellerhals Carrard und in banknahen Verwal-
tungsräten tätig und beschäftigen sich wissenschaftlich 
und mit Regulierungsthemen.

Das Ende der 
Hausaufgaben?
Wie muss das Bildungswesen auf Chat-GPT reagieren? 
Digitale Abstinenz ist sicher keine Lösung. Vielmehr müssen 
wir an den Schulen einen kompetenten Umgang mit den neuen 
technischen Möglichkeiten finden. Von Tobias Röhl

Dass Schülerinnen und Schüler Texte aus dem 
Internet zusammenstellen und als die eigenen aus-
geben können, sind Lehrpersonen mittlerweile ge-
wohnt. Mit geschickt formulierten und individuali-
sierten Fragestellungen oder dem Einsatz von Pla-
giatsfindern meint man, geeignete Gegenmassnah-
men gefunden zu haben.

Mit den Möglichkeiten künstlicher Intelligenz 
(KI) steht die schulische Aufgabenkultur aber be-
reits vor der nächsten Herausforderung. Chat-GPT 
und andere Tools zur automatisierten Texterstel-
lung finden auch für noch so geschickt formulierte 
und individualisierte Aufgaben eine oftmals plau-
sibel klingende Antwort.

Tools gewinnbringend einsetzen

Was ist nun geboten? Abermals werden Rufe nach 
technischen Gegenmassnahmen laut. So gibt es be-
reits erste, ihrerseits auf KI basierende Tools, die er-
kennen, ob ein Text durch Chat-GPT erstellt wurde. 
Allerdings hinken derlei Massnahmen den Entwick-
lungen der «large language models», auf denen auch 
Chat-GPT basiert, hinterher. Das dahinterstehende 
Unternehmen, Open AI, arbeitet bereits an der Nach-
folgeversion, die noch bessere Ergebnisse verspricht.

Statt sich nun auf dieses technische Wettrüsten ein-
zulassen und auf digitale Abstinenz bei der Bearbei-
tung von Aufgaben zu pochen, gilt es, sich der neuen 
digitalen Wirklichkeit zu stellen. Wir leben, arbeiten 
und lernen in einer Welt, in der Texte und Bilder auto-
matisiert erstellt werden können. Digitale Abstinenz 
steht unseren Schulen deshalb nicht gut zu Gesicht.

Vielmehr gilt es nun, die Möglichkeiten solcher 
Tools gewinnbringend zu nutzen. Dies erfordert aber 
neue Kompetenzen im Umgang mit Informationen. 
Denn die Antworten, die Chat-GPT auf unsere Fra-
gen gibt, sind zwar oft verblüffend gut, aber eben nicht 
immer. Teilweise enthalten sie faktische Ungenauig-
keiten und logische Irrtümer – oder das System hal-
luziniert Quellenangaben und naturwissenschaftliche 

Phänomene herbei, die es gar nicht gibt. Und es er-
sinnt bisweilen Programmcodes, die Menschen auf-
grund Geschlecht oder Ethnie diskriminieren.

Auch ohne solche Fehlleistungen sind die gene-
rierten Texte oft recht konventionell und wenig über-
raschend. Ihren Gewinn spielen Chat-GPT und Co. 
dementsprechend vor allem dann aus, wenn kom-
petente menschliche Autorinnen und Autoren sie 
nutzen, um im «hybriden» Team aus Mensch und 
Maschine Texte zu schreiben. Sie können bei der 
Strukturierung unterstützen, als Ideengeber fungie-
ren oder Stichpunkte und erste Ideen ausformulie-
ren helfen. Auch Dialoge mit fiktiven oder nicht mehr 

lebenden Personen können simuliert werden. In der 
Schule sind dementsprechend unterschiedliche Ein-
satzgebiete über viele Fächer hinweg denkbar. In Ge-
schichte können die Schülerinnen und Schüler einen 
Dialog mit Napoleon führen. Im Deutschunterricht 
kann man Chat-GPT nutzen, um Franz Kafka oder 
wahlweise Ingeborg Bachmann eine Kurzgeschichte 
über die Gefahren von Social Media schreiben zu las-
sen. Mathematische Textaufgaben sind selbstredend 
ebenso wenig ein Problem wie die Beschreibung eines 
naturwissenschaftlichen Versuchsaufbaus.

Hierzu müssen die Kinder und Jugendlichen zu-
nächst lernen, mit welchen Eingaben («prompts») 

man brauchbare Ausgaben seitens der Software er-
hält. Vor allem gilt es aber in einem zweiten Schritt, 
die Schülerinnen und Schüler dazu zu ermuntern, die 
Ausgaben von Chat-GPT nicht nur gegenzulesen und 
zu überprüfen, sondern auch einzuordnen und zu ana-
lysieren. War Napoleon tatsächlich im genannten Jahr 
auf Elba? Klingt die ausgegebene Kurzgeschichte tat-
sächlich nach Kafka? Welche stilistischen Elemente 
sind typisch für Bachmann? Warum hatte Chat-GPT 
Probleme mit der mathematischen Textaufgabe?

Wie einst beim Taschenrechner

Die allem zugrunde liegende Frage nach der Funk-
tionsweise einer KI schlägt ferner Verbindungen zu 
Medienbildung und Informatik, wie sie im heuti-
gen Lehrplan für die Deutschschweizer Volksschu-
len gefordert sind: Was passiert eigentlich im Hinter-
grund, wenn wir Chat-GPT benutzen? Wer ist eigent-
lich Autorin eines Textes, wenn wir mithilfe solcher 
Tools schreiben?

Damit ändert sich auch, wie wir schulische Aufga-
ben und Prüfungen beurteilen. Weniger das Ergebnis, 
sondern vielmehr der Prozess, der Weg dorthin ste-
hen zukünftig im Vordergrund. Ein Schüler bearbei-
tet eine Aufgabe mithilfe von Chat-GPT und doku-
mentiert, mit welchen Eingaben er zu seinen Texten 
gekommen ist und wie er mit diesen weiter verfah-
ren ist. Nicht anders ging es bereits dem Mathematik-
unterricht mit der Einführung des Taschenrechners. 
Auch dort ist der klug gewählte Lösungsweg mittler-
weile wichtiger als das richtige Ergebnis.

Genauso wenig wie der Taschenrechner zu einem 
Ende des mathematischen Denkens geführt hat, wird 
Chat-GPT zu einem Ende der Hausaufgabe und des 
Schreibens als Kulturtechnik führen. Die Lösung 
heisst nicht digitale Abstinenz, sondern ein kluger und 
kompetenter Umgang mit den neuen Möglichkeiten.

Tobias Röhl ist Professor für digitales Lernen und Lehren 
an der Pädagogischen Hochschule Zürich.

Handelt es sich bei der Too-big-to-fail-Gesetzgebung um eine Schönwetterregulierung? URS BUCHER / BLOOMBERG
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Chinareise des französischen Präsidenten

Macron ist in Peking als Europäer gescheitert
ANDREAS ERNST

Präsident Macron ist einer der wenigen Politi-
ker des Kontinents, die kreative Ideen zu Europa 
haben. Auf seine Initiative geht das Experiment 
der Europäischen Politischen Gemeinschaft zu-
rück, und er hat den heftig debattierten Begriff der 
«strategischen Autonomie» Europas geprägt.

Bei keinem anderen europäischen Politiker ist 
der Wunsch so spürbar, aus der Union mehr als 
eine Freihandelszone, nämlich einen geopolitischen 
Akteur zu machen. Doch ausgerechnet Macron hat 
auf seiner Reise nach China als europäischer Poli-
tiker versagt. Von Xi umworben hat er sich (aus 
Eitelkeit?) zu Äusserungen hinreissen lassen, die 
ihn als Vorreiter einer europäischen Chinapolitik 
unmöglich machen. Dabei hatte Macron eigens die 
EU-Kommissions-Chefin Ursula von der Leyen 
nach Peking mitgenommen, um zu zeigen, dass es 
ihm ernst sei mit Europa. Doch sie war nur das Fei-
genblatt für seine Ambitionen.

Der Skandal dieses Besuches ist nicht, dass 
Macron immer wieder strategische Distanz zu den 
Amerikanern markierte. Europa muss tatsächlich 
eine eigene Politik gegenüber der aufsteigenden 
Supermacht definieren und soll nicht einfach im 
Kielwasser Washingtons schwimmen.

Genau dazu hatte von der Leyen in einer Grund-
satzrede Ende März viel Brauchbares und Diffe-
renziertes gesagt. Sie hatte herausgestrichen, dass 
Europa es sich nicht leisten könne, sich von China 
abzukoppeln («de-coupling»), wie das in Washing-
ton viele empfehlen. Aber die EU müsse gegenüber 
dem immer forscher auftretenden China systema-
tisch seine Abhängigkeit reduzieren («de-risking»).

Damit hatte sie Macron das Thema vorgegeben, 
das er in Peking eloquent hätte variieren können. 
Doch der Präsident akzeptiert keine Vorgaben. Statt-
dessen prägte er Sätze, die ihn noch lange verfolgen 
werden: Taiwan (und dessen Unabhängigkeit) sei 
nicht das Problem Europas. Und die EU müsse im 
aufziehenden Konkurrenzkampf der Supermächte 
aufpassen, nicht ein Vasall (der USA) zu werden.

Das Problem ist hier nicht, dass Macron die 
USA düpiert. Washington hat klugerweise die Sti-
cheleien bereits heruntergespielt. Das Problem ist 
auch nicht, dass der Zeitpunkt für ein «Amerika-
Bashing» schlecht gewählt ist, jetzt, da Washingtons 
Waffen die Ukraine vor dem Untergang retten, und 
Europa einsehen muss, dass es von den USA mili-
tärisch völlig abhängig ist (was Macron auch gar 
nicht bestreitet).

Das Problem ist, dass sich unter diesen Vorzeichen 
keine gemeinsame europäische Haltung gegenüber 

China entwickeln lässt. Die Osteuropäer machen bei 
Macrons Kurs nicht mit – und sie haben das klar zum 
Ausdruck gebracht. Für sie, die bis vor 30 Jahren tat-
sächlich Vasallen, nämlich des sowjetischen Impe-
riums, waren, ist Taiwan mehr als eine Insel, hundert 
Kilometer vor dem chinesischen Festland. 

Macrons Vorstoss als Europäer scheitert an dem 
alten französischen Manko: der Ignoranz gegen-
über Osteuropa. Die EU ist schon lange kein Tan-
dem mehr, das von Paris und Berlin angetrieben 
wird. Gerade wenn es um die Frage einer europäi-
schen Machtpolitik geht, spielen die Osteuropäer 
zwingend eine wichtige Rolle. Dass Macron dies 
im Jahr zwei des Ukraine-Kriegs immer noch über-
sieht, ist unverständlich.

Seltsam ist auch, dass er sich noch einmal als 
«Diktatorenflüsterer» versucht. Dies, obwohl 
doch offensichtlich sein Zureden in Moskau Putin 
nicht von der Invasion des Nachbarlandes abhielt. 
Glaubt Macron, dass Xi seine Machtpolitik dank 
traulichem Gespräch bei der Teezeremonie ändert?
Macrons Reise war für Europa ein Schlag ins Was-
ser. Sie hat aber eines klar gezeigt: Es war schon 
nicht leicht, gegenüber dem absteigenden Russ-
land eine gemeinsame europäische Front aufzu-
bauen. Gegenüber dem aufstrebenden China wird 
das noch viel schwieriger werden.

Banken- und Finanzkrise

Es ist noch nicht vorbei
PETER A. FISCHER

Der Internationale Währungsfonds (IMF) ist so 
etwas wie der Hüter des globalen Finanzsystems und 
dessen ökonomische Denkfabrik. Dass die Schweiz 
bei dessen Jahresversammlung einen zentralen 
Raum einnimmt, ist selten. Diesmal allerdings ist 
das anders – und das nicht nur in Pausengesprächen.

Im neusten Report zur internationalen Finanz-
stabilität rühmt der IMF explizit die «starke und 
schnelle Reaktion» der amerikanischen und schwei-
zerischen Behörden auf den Zusammenbruch der 
Silicon Valley Bank, der Signature Bank of New 
York sowie der Credit Suisse. Das entschiedene 
Handeln der Behörden habe die unmittelbare Ge-
fährdung der Finanzstabilität wirksam eingedämmt, 
schreibt der IMF. Doch der Währungsfonds ruft 
korrekterweise auch in Erinnerung, dass die jüngs-
ten Turbulenzen aus der Wechselwirkung entstan-
den sind zwischen einer strafferen Geldpolitik und 
den Schwachstellen, die sich seit der Finanzkrise im 
Finanzsektor aufgebaut haben.

Mit anderen Worten: Der Anstieg der Zinsen ist 
ein Test für die Stabilität des Finanzsystems. Über 
ein Jahrzehnt extrem niedriger Zinsen hat wohl 
nicht nur die beiden amerikanischen Regionalban-
ken zur Annahme verleitet, es gehe immer so wei-
ter. Eher kurzfristige Gelder gegen variable Zin-

sen entgegenzunehmen und zu weniger flexiblen 
Konditionen längerfristiger zu verleihen, gehört 
zwar zum Kerngeschäft der Banken. Doch müssten 
sich diese so absichern, dass sie die Risiken eines 
Zinsanstiegs auch selber tragen können. Das gilt 
genauso für den Nichtbankensektor. Doch offene 
Investitionsfonds, Pensionskassen und auch Ver-
sicherungen konnten während der Zeit der Niedrig-
zinsen jahrelang mit ihren riesigen Anlagegeldern 
kaum mehr attraktive Renditen erwirtschaften. Der 
Anreiz, erhöhte Risiken einzugehen, war gross.

Mittelfristig ist der zur Inflationsbekämpfung 
notwendige Anstieg der Zinsen für die meisten 
Finanzinstitute positiv, weil er höhere Renditen in 
Aussicht stellt. Vorerst aber legt er offen, wer über-
mässige Risiken eingegangen ist. Wertpapiere und 
Renditeliegenschaften verlieren an Wert, während 
die Kapitalkosten steigen. Beginnen Anleger zu 
zweifeln und wollen ihre Vermögen abziehen, kön-
nen weniger liquide Aktiven nur noch mit grösse-
ren Verlusten zu Geld gemacht werden.

So gesehen ist das Überraschende weniger der 
Untergang der beiden amerikanischen Regional-
banken und der Credit Suisse, sondern dass es so 
lange gedauert hat, bis der Abschied von den extre-
men Niedrigzinsen seine ersten Opfer gefordert hat. 
Den meisten Banken hilft jetzt, dass sie dank erhöh-
ten Kapital- und Liquiditätsvorschriften und einer 

verschärften Aufsicht mehr Risiken verdauen kön-
nen. Doch wie das Beispiel der CS gezeigt hat, kann 
ein um sich greifender Vertrauensverlust auch grös-
sere Polster schnell aufzehren. Kommt dazu, dass die 
stärkere Regulierung Risiken in den oft eng mit den 
Banken verbundenen Nichtbankensektor verdrängt 
hat. Dessen Anteil am Finanzmarkt ist laut IMF seit 
der Finanzkrise von 40 auf 50 Prozent gestiegen.

Besonders beunruhigend wirkt in dem Zusam-
menhang, dass die meisten Anleger an den Märkten 
derzeit offenbar davon ausgehen, dass die Finanz-
turbulenzen weitgehend gemeistert sind, die Noten-
banken schon bald ihre Zinsen wieder senken wer-
den und es weltweit höchstens zu einer kleinen 
Wachstumsdelle kommen wird. Sollten die Anleger 
plötzlich realisieren, dass ihre Erwartungen deut-
lich zu optimistisch sind, werden die damit verbun-
denen Korrekturen an den Märkten den Finanz-
sektor erst recht unter Stress setzen.

Die Prognose ist also nicht allzu verwegen: 
Es werden weitere Banken oder Nichtbanken in 
Schwierigkeiten geraten, weil sie ihre Risiken zu we-
nig vorsichtig kontrolliert haben oder einen anhal-
tenden Zinsanstieg nicht einkalkulierten. Deswegen 
die Inflationsbekämpfung zur Seite zu schieben, 
wäre keine nachhaltige Politik. Das Finanzsystem 
wird die Kosten der allzu langen Niedrigzinspolitik 
schultern müssen – es ist noch nicht vorbei.

Debakel im Gefängnis Zürich-West

Die Pannenserie muss Konsequenzen haben
FABIAN BAUMGARTNER

Alles sollte besser werden mit dem neuen Zürcher 
Polizei- und Justizzentrum (PJZ). Die Abläufe soll-
ten mit dem ausgeklügelten Bau effizienter und ein-
facher werden. Statt wie bisher auf dreissig Standorte 
verteilt, ist nun alles beisammen: die Kantonspoli-
zei Zürich, die Staatsanwaltschaft und das Gefängnis 
Zürich-West. Doch ein knappes Jahr nach der Eröff-
nung ist alles anders: Im neuen Gefängnis reiht sich 
Panne an Panne. Zuerst musste die Zürcher Justiz-
direktion unter Regierungsrätin Jacqueline Fehr (SP) 
den Start der Untersuchungshaft auf die zweite Jah-
reshälfte 2023 verschieben. Erst der Betrieb der Poli-
zeihaft, die nicht länger als 96 Stunden dauern darf, 
konnte aufgenommen werden.

Vor Ostern folgte der nächste Rückschlag. Der 
Regierungsrat gab bekannt, dass man sich bei der 
Personalplanung für das Gefängnis komplett ver-
rechnet habe und 82 zusätzliche Stellen für den Be-
trieb benötige, was Mehrkosten von rund 10 Millio-
nen Franken pro Jahr zur Folge habe. 82 Stellen, das 
entspricht fast einer Verdoppelung gegenüber dem 
heutigen Stand. Die Fehlplanung ist das eine, die Er-
klärungen für das Debakel das andere. Die Verant-
wortlichen verstricken sich in teilweise haarsträu-
bende Widersprüche, die, statt Antworten zu liefern, 

noch mehr Fragen aufwerfen. So schreibt der Regie-
rungsrat, dass das Betriebskonzept und die Perso-
nalplanung im Gefängnis Zürich-West auf veralte-
ten Planungen beruhten. In der ursprünglichen Pla-
nung sei fälschlicherweise davon ausgegangen wor-
den, dass ein 24-Stunden-Betrieb dreimal so viel 
Personal brauche wie ein Einschichtbetrieb. Nun 
braucht es aber fünfmal so viele Mitarbeiter. Roland 
Zurkirchen, der Direktor Untersuchungsgefängnisse 
Zürich, berief sich im Gespräch mit der NZZ auf ein 
2003 angenommenes Gesetz zum PJZ. Gestützt dar-
auf sei der Stellenbedarf ermittelt worden. Die Ab-
stimmungsvorlage hatte sich jedoch auf ein gene-
relles Bauvorhaben bezogen. Das eigentliche Bau-
projekt wurde erst in den folgenden Jahren ausge-
arbeitet. Die Personalkosten, die ein Neubau auslöst, 
werden über die Finanzplanung und das Budget ge-
steuert. Aus einem Regierungsratsbeschluss geht zu-
dem hervor, dass noch 2019 zwei externe Beratungs-
firmen mit der Stellenberechnung beauftragt waren.

Aufgefallen sind die Missstände bereits kurz nach 
Eröffnung des Gefängnisses. Weshalb hat die zustän-
dige Justizdirektion angesichts der Probleme nicht 
schneller reagiert? Doch das ist nicht alles: In sei-
ner Begründung hält der Regierungsrat fest, es sei zu 
keinen schwerwiegenden Zwischenfällen gekommen. 
Das ist zumindest schönfärberisch. Denn die Verant-

wortlichen mussten nach Recherchen der NZZ und 
der Tamedia-Zeitungen zugeben: In der ersten Phase 
gab es trotz anderslautenden Bekundungen meh-
rere schwerwiegende Pannen. Mehrfach entliess das 
überforderte Gefängnispersonal nämlich die falschen 
Häftlinge. Es war purer Zufall, dass es sich dabei um 
keine gefährlichen Straftäter handelte. 

Mit den schwerwiegenden Pannen setzt Fehrs Jus-
tizdirektion das Vertrauen der Öffentlichkeit aufs 
Spiel. Denn wenn die falschen Häftlinge entlassen 
werden, wenn das Personal überfordert und die Stim-
mung schlecht ist und wenn die Verantwortlichen mit 
der Personalplanung komplett danebenliegen: Wie 
soll da die Öffentlichkeit sicher sein, dass die Justiz-
behörden wissen, was sie tun? Es ist deshalb klar: Fol-
genlos kann die Misere im Gefängnis Zürich-West 
nicht bleiben. Es braucht eine lückenlose Überprü-
fung der Geschehnisse. In einem riesigen Betrieb wie 
dem PJZ und dem darin integrierten Gefängnis, bei 
dem alle Abläufe neu sind, können anfänglich Feh-
ler passieren. Aber es geht in diesem Fall nicht um 
Kleinigkeiten, sondern um Fehler, die den Kern des 
Gefängniswesens betreffen: die Sicherheit. Die Pro-
bleme müssen nun schnellstmöglich behoben wer-
den. Denn noch ist ja erst ein Teilbereich des Gefäng-
nisses in Betrieb. Wenn die Untersuchungshaft star-
tet, darf es keine solchen groben Pannen mehr geben.

Von Xi umworben  
hat er sich zu Äusserungen 
hinreissen lassen,  
die ihn als Vorreiter einer  
europäischen Chinapolitik 
unmöglich machen. 

Wie das Beispiel der CS  
gezeigt hat, kann ein  
um sich greifender  
Vertrauensverlust auch  
grössere Polster schnell  
aufzehren. 

Die Verantwortlichen 
verstricken sich 
in teilweise haarsträubende 
Widersprüche, die, 
statt Antworten zu liefern, 
noch mehr Fragen aufwerfen.


